
Art. 66 Der Staatsrat

eingefiihrt worden war, hatte stets nur formale Bedeutung. Es ist niemals vorgekommen, 
daß die Volkskammer die Bestätigung verweigert hätte. Trotz ihrer praktischen Bedeu­
tungslosigkeit indizierte die Regelung, daß die vom Staatsrat gesetzten Normen den Ge­
setzen und Beschlüssen der Volkskammer im Range nachstanden (s. Rz. 10 zu Art. 49).

2. Rechtslage nach der Verfassungsnovelle von 1974.
34 a) Nach der Verfassungsnovelle von 1974 kennt die Verfassung den Begriff des Erlas­

ses nicht mehr. Daß hier nur eine Begriffsbereinigung vorgenommen wurde, zeigt, daß 
Materien, die zuvor durch Erlaß geregelt worden waren, nunmehr durch Beschluß geregelt 
werden (Beispiel s. Rz. 39, 41 zu Art. 66 auf dem Gebiet der auswärtigen Gewalt). Die 
noch in Kraft befindlichen Erlasse des Staatsrates sollen jetzt als »Beschlüsse« bezeichnet 
werden 21.

35 b) Nach dem Lehrbuch »Staatsrecht der DDR« (S. 342) sind die Beschlüsse des 
Staatsrates allgemeinverbindlich. Aus der Verfassung geht das unmittelbar nicht mehr 
hervor, wird aber als selbstverständlich angesehen, obwohl es das nicht ist und es nach der 
Verfassungsnovelle zunächst zweifelhaft war, ob der Staatsrat auch weiter ein Normset­
zungsrecht hatte; denn zunächst fehlte es in der DDR dazu an Meinungsäußerungen.

36 c) Der Staatsrat faßt seine Beschlüsse nicht zur Regelung grundsätzlicher Aufgaben, 
die sich aus den Gesetzen und Beschlüssen der Volkskammer ergeben, sondern »zur 
Durchführung der ihm übertragenen Aufgaben«. Auch hier handelt es sich um eine 
generelle Ermächtigung. Der Staatsrat ist nicht darauf beschränkt, Beschlüsse nur dann 
fassen zu dürfen, wenn er durch eine Rechtsnorm der Volkskammer speziell dazu ermäch­
tigt ist. Da aber mit seinem Kompetenzverlust durch die Verfassungsnovelle von 1974 
auch sein Aufgabenbereich eingeschränkt worden ist, er insbesondere nicht mehr als 
Volkskammer in der Zeit, in der sie nicht tagt, tätig sein darf, ist auch der Bereich, inner­
halb derer der Staatsrat Recht setzen darf, geringer geworden.

37 d) Eine Bestätigung der Beschlüsse durch die Volkskammer ist nicht mehr vorgese­
hen. Das ist mit dem eingeschränkten Aufgabenbereich des Staatsrates zu erklären. Die 
Beschlüsse sind aber nach wie vor den Gesetzen und Beschlüssen der Volkskammer nach­
rangig (Lehrbuch »Staatsrecht der DDR«, S. 341/342).

(Wegen des Begriffes des Beschlusses s. Rz. 5 zu Art. 49).

IV. Der Staatsrat und die auswärtige Gewalt

1. Rechtslage bis zur Verfassungsnovelle von 1974.
38 a) Wie nach Art. 107 Abs. 2 n.F. der Verfassung von 1949 vertrat nach Art. 66 Abs. 2 

Satz 1 a. F. der Verfassung von 1968 der Vorsitzende des Staatsrates die DDR völker­
rechtlich. Die alleinige völkerrechtliche Vertretungsmacht des Vorsitzenden war Aus­
druck der hervorgehobenen Stellung, die der Vorsitzende zur Zeit Walter Ulbrichts inner­
halb des Staatsrates einnahm. Aus der Stellung des Vorsitzenden folgten seine Kompeten­
zen nach Art. 75 Abs. 1 a. F. (Ernennung der bevollmächtigten Vertreter in anderen Staa-

21 Bekanntmachung des Staatsrates vom 23. 3. 1976 (GBl. I S. 194).
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